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Das Recht auf Privatheit im digitalen Zeitalter
Deutschland und Brasilien engagieren sich für einen besseren Schutz in den UN

Christiane Hullmann · Gudrun Masloch · Ingo Niemann · Elisa Özbek 

Seit den von Edward Snowden ans Licht gebrachten 
weltweiten Überwachungs- und Spionagepraktiken 
von Geheimdiensten ist der Schutz des Menschen-
rechts auf Privatheit in den Mittelpunkt der Dis-
kussion über den Menschenrechtsschutz im Inter-
net gerückt. Der Beitrag gibt einen Überblick über 
die rechtliche Problematik und die maßgeblich von 
Deutschland und Brasilien initiierten Aktivitäten 
in den Vereinten Nationen. Diese führten im März 
2015 zur Einsetzung des Postens eines Sonderbe-
richterstatters für das Recht auf Privatheit. Für die 
Zukunft ist es wichtig, zu einer einheitlichen Ausle-
gung der völkerrechtlichen Vorgaben zum Recht 
auf Privatheit zu gelangen. 

Rechtliche Aspekte

Das Recht auf Privatheit ist in Artikel 12 der Allge-
meinen Erklärung der Menschenrechte von 1948 und 
in Artikel 171 des Internationalen Paktes über bür-
gerliche und politische Rechte (kurz: Zivilpakt) von 
1966 festgeschrieben. Im Jahr 1988 veröffentlichte 
der UN-Menschenrechtsausschuss ferner seine All-
gemeine Bemerkung Nr. 16, die bereits die Gefahren 
moderner Datenverarbeitung aufgriff und sich auch 
im Rückblick als ausgesprochen weitsichtig erwies. 
Doch die Allgegenwart der digitalen Kommunika-
tion ein Vierteljahrhundert später wirft eine Reihe 
neuer und grundlegender Rechtsfragen auf, die die 
Verhandlungen in New York und Genf prägten.

Nach Artikel 2 Absatz 1 Zivilpakt muss jeder 
Vertragsstaat die Menschenrechte achten und allen 
auf seinem Gebiet befindlichen und seiner Herr-
schaftsgewalt unterstehenden Personen gewährleis-
ten. Bekanntlich liest der Internationale Gerichts-
hof diese Anforderungen alternativ, das heißt, jeder 
Vertragsstaat muss die Menschenrechte allen auf 
seinem Gebiet befindlichen und allen seiner Herr-
schaftsgewalt unterstehenden Personen gewährleis-
ten.2 Diese Auffassung ist jedoch nicht unumstrit-
ten: So haben etwa die USA ihre restriktive Auf- 
fassung, nach der beide Elemente gemeinsam vorlie-
gen müssen, erst im Jahr 2014 vor dem Menschen-
rechtsausschuss bekräftigt.3 Im Hinblick auf die mo-
derne digitale Kommunikation werfen beide Auffas- 
sungen Fragen auf. Denn im weltweiten Netz aus 
Rechnern, die ohne Rücksicht auf Staatsgrenzen rein 
technisch miteinander kommunizieren, ist die Ab-
wesenheit des Rechtsträgers vom Territorium bezie-
hungsweise der Herrschaftsgewalt des potenziell ver-
letzenden Staates der Regelfall. Wenn aber praktisch 

jeder, auch im rein nationalen Kontext vorgenom-
mene, Kommunikationsvorgang bei der technischen 
Durchleitung über fremdes Staatsgebiet dort ohne 
jedes Unrecht Eingriffen ausgesetzt wäre, wäre die 
Frage nach einem Schutz der Privatheit im Internet 
von vornherein obsolet. Deutschland hat diese Pro-
blematik im Oktober 2014 in einer Erklärung im 
Sechsten Ausschuss (Recht) der UN-Generalver-
sammlung aufgeworfen. 

Zur Lösung gibt es verschiedene Ansätze: So wird 
argumentiert, das Internet vermittle in Analogie zu 
der nach der Rechtsprechung des Europäischen Ge-
richtshofs für Menschenrechte zur Ausübung von 
Herrschaftsgewalt erforderlichen effektiven Kont-
rolle eine virtuelle Kontrolle,4 deren konkrete Kri-
terien allerdings noch festzustellen wären. Weiter 
wäre daran zu denken, dass jedenfalls dort Herr-
schaftsgewalt ausgeübt wird, wo der Staat auf eige-
nem Territorium oder in Ausübung eigener souverä-
ner Rechte handelt, etwa wenn er Daten von Inter- 
netknotenpunkten auf seinem Territorium oder aus 
Überseekabeln in seinem Küstenmeer abzweigt. An-
dere plädieren dafür, die einschränkenden Merkma-
le von Territorium und Herrschaftsgewalt von vorn-
herein nur auf die nach Artikel 2 Absatz 1 Zivilpakt 
bestehende Pflicht zur Gewährleistung der Men-
schenrechte gegen die Eingriffe Dritter, nicht aber 
die Pflicht zu ihrer Achtung bei Handlungen des Staa-
tes selbst zu beziehen.5 Und schließlich wird unter 
Verweis auf den universellen Charakter der Men-
schenrechte und die Pflicht, diese auch zu fördern, 
argumentiert, die Staaten seien ohnehin nicht mehr 
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doch die Notwendigkeit deutlich, diese Diskussion 
auf internationaler Ebene weiterzuführen.11

Resolution der Generalversammlung 2013

Als nächstes Aktionsfeld geriet die UN-General-
versammlung in den Blick. Eine Resolution mit dem 
Gewicht der versammelten Staatengemeinschaft war 
besonders geeignet, einen nachhaltigen Diskussions-
prozess anzustoßen. In Brasilien hatte das Bekannt-
werden der Überwachungsmaßnahmen große Em-
pörung ausgelöst. Erste Gespräche in New York zeig- 
ten, dass Brasilien daher über eine Resolutionsiniti-
ative nachdachte, die trotz der politischen Verstim-
mung sachlich und ausgewogen sein sollte. Damit 
waren die Voraussetzungen geschaffen für eine bra-
silianisch-deutsche Partnerschaft auf Augenhöhe.

Nach Konsultationen über einen ersten Entwurf 
in einer Kerngruppe mit wohl gesonnenen Staaten 
aller Regionalgruppen wurde ein erster Entwurf 
als offizielles UN-Dokument in den Dritten Aus-
schuss (Menschenrechte) eingebracht.12 Zudem führ-
te das deutsch-brasilianische Verhandlungsteam Ge-
spräche mit Regionalgruppen und einzelnen Ländern. 
Es war kein Geheimnis, dass Australien, Großbritan-
nien, Kanada, Neuseeland und die USA, mit denen 
Deutschland in Menschenrechtsfragen normalerweise 
an einem Strang zieht, die aber als ›Five Eyes‹ Haupt-
gegenstand der Debatte waren, dem Projekt äußerst 
zurückhaltend gegenüberstanden.

In den anschließenden offenen Konsultationen 
trafen drei Gruppen aufeinander: Eine befürworte-
te eine enge Auslegung des Zivilpakts und einen ma-
ximalen Spielraum für Überwachungsmaßnahmen, 
während eine andere eine scharfe politische Verurtei-
lung anstrebte. In der Mitte fanden sich jene Staa-
ten zusammen, die eine substanzielle, aber sachliche 
Behandlung des Themas wünschten. Hinzu kamen 
Versuche, den Schwerpunkt der Resolution unver-
hältnismäßig stark auf Aspekte der Meinungsfrei- 
heit zu verschieben. All dies gestaltete die Verhand-
lungen schwierig. Bis einige Tage vor Annahme der 
Resolution im Ausschuss war offen, ob es zu einer 
Abstimmung kommen würde.

Letztlich obsiegte der Wunsch nach Konsens. Aus 
Sicht der Initiatoren war dies ein stärkeres politi-
sches Signal. Für die Kritiker des Projekts barg eine 
Abstimmung die Gefahr, dass die Resolution kurz-
fristig durch Änderungsanträge, die den Ausschuss 
ohne weiteres mit Mehrheit passiert hätten, empfind-
lich hätte verschärft werden können. Außerdem war 
absehbar, dass es insgesamt nur sehr wenige Nein-
Stimmen gegeben hätte und die Gegner sich umso 
mehr in der öffentlichen Debatte exponiert hätten.

Parallel zu den Verhandlungen in New York de-
marchierten Deutschland und Brasilien weltweit in 
den Hauptstädten der UN-Mitgliedstaaten. Dies, wie 
auch die aktive Überzeugungsarbeit nichtstaatlicher 

frei, in rein nach außen gerichteten Handlungen die 
Menschenrechte außer Acht zu lassen.6

Im Zusammenhang damit steht die Frage nach 
der Diskriminierung beim Zugang zu Rechtsmitteln. 
Allerdings setzt der Zugang zu Rechtsmitteln das Be-
stehen von Rechten voraus und ist damit der Diskus-
sion um eine exterritoriale Geltung der Menschen-
rechte nachgeordnet.

Ein weiterer Streitpunkt ist der Begriff der Ver-
hältnismäßigkeit. Der weitverbreitete und auch aus 
dem deutschen Recht vertraute Dreischritt aus Ge-
eignetheit, Erforderlichkeit und Angemessenheit ei-
ner Menschenrechtsbeschränkung ist der Dogmatik 
etwa des amerikanischen Verfassungsrechts fremd. 

Erwähnung verdient schließlich das Problem der 
Metadaten. Dies sind im Unterschied zum Inhalt 
eines Kommunikationsvorgangs die mit diesem sonst 
im Zusammenhang stehenden Daten, etwa zu Ab-
sender, Empfänger, Übermittlungszeit, Übermitt-
lungsweg und Ähnliches. Diese Daten werden teil-
weise von vornherein als technisch und damit men- 
schenrechtlich nicht relevant eingeordnet, ermögli-
chen bei gehäuftem Vorliegen und geeigneter Ana-
lyse aber weitgehende Aussagen über persönliche 
Verhältnisse der an der Kommunikation Beteiligten.

Diskussion am Rande  
der Menschenrechtsratstagung

Die Veröffentlichungen über exzessive weltweite ge-
heimdienstliche Überwachungstätigkeiten der ›Five 
Eyes‹7 im Sommer 2013 machten einer breiten Öf-
fentlichkeit schlagartig die Herausforderungen be-
wusst, die moderne Kommunikationsmedien für den 
Schutz des Rechts auf Privatheit darstellen.8 Die Bun-
desregierung reagierte im Juli 2013 mit einem Acht-
Punkte-Programm9, das unter anderem die Erarbei-
tung eines Fakultativprotokolls zum Zivilpakt vorsah. 
Nach ersten Sondierungen der möglichen Unterstüt-
zung für eine solche Initiative organisierte Deutsch-
land gemeinsam mit einer Kerngruppe interessierter 
Staaten (Brasilien, Liechtenstein, Mexiko, Norwegen, 
Österreich und der Schweiz) im September 2013 am 
Rande des Menschenrechtsrats eine hochrangig be-
suchte Podiumsdiskussion, die durch die Hohe Kom-
missarin für Menschenrechte eröffnet wurde. Die-
ser erste Austausch machte allerdings auch deutlich, 
dass der Ansatz eines Fakultativprotokolls zu Arti-
kel 17 Zivilpakt international nicht auf Widerhall 
traf. Denn da es neuer Rechtsinstrumente in erster 
Linie dort bedarf, wo noch kein Recht gilt, hätte er 
den erst im Jahr 2012 vom Menschenrechtsrat be-
kräftigten Grundsatz, dass Menschenrechte unab-
hängig vom Medium gleichermaßen ›online‹ wie ›off-
line‹ gelten10, untergraben. Zum anderen erschien ein 
langer und zäher Verhandlungsprozess vielen Staa-
ten ebenso wie der Hohen Kommissarin eine wenig 
vielversprechende Aussicht. Gleichzeitig wurde je-
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Organisationen (NGOs) wie Human Rights Watch, 
Privacy International und Amnesty International, 
hat sicherlich dazu beigetragen, dass bei der Annah-
me der Resolution im Ausschuss am 26. Novem-
ber 2013 insgesamt 55 Länder als Miteinbringer 
firmierten.13 Nach der Annahme stellten unter an-
derem Australien, Großbritannien, Kanada und die 
USA ihre Rechtsauffassung zu der besonders um-
strittenen Frage einer eventuellen extraterritorialen 
Geltung des Zivilpakts in Positionserklärungen klar.

Die Annahme von Resolution 68/167 durch das 
Plenum der Generalversammlung am 18. Dezember 
war dann Formsache. Damit bekräftigte die Gene-
ralversammlung den im UN-Menschenrechtsrat ver-
tretenen Grundsatz, dass die Menschenrechte ›off-
line‹ wie ›online‹ gelten und beauftragte die Hohe 
Kommissarin für Menschenrechte, im Herbst 2014 
dem Menschenrechtsrat und der Generalversamm-
lung einen umfassenden Bericht vorzulegen.

Fortführung der Diskussion in Genf

Die Genfer Kerngruppe, die bereits die Podiumsdis-
kussion im September 2013 in Genf organisiert hat-
te, bereitete im Februar 2014 in einem gemeinsam 
mit der ›Geneva Academy of International Huma-
nitarian Law and Human Rights‹ organisierten Ex-
pertenseminar den Boden für die inhaltliche Fort-
entwicklung der Diskussion. Sie initiierte im März 
2014 eine Entscheidung des Menschenrechtsrats, 
auf seiner Herbsttagung eine offizielle Podiumsdis-
kussion mit Expertinnen und Experten aus Wissen-
schaft, Zivilgesellschaft und Privatsektor abzuhal-
ten. Diese bot eine erste Gelegenheit zur Bewertung 
des im Juli veröffentlichten, viel beachteten Berichts 
der Hohen Kommissarin.14 In ihrem Bericht forderte 
sie eine wirksamere Umsetzung der völkerrechtlichen 
Verpflichtungen zum Recht auf Privatheit sowie eine 
Diskussion unter Beteiligung aller Interessenträger 
über die internationale Dimension des Schutzes der 
Privatheit im digitalen Zeitalter. Vor diesem Hinter-
grund forderten die Podiumsteilnehmer, unterstützt 
von zahlreichen NGOs, einvernehmlich die Einrich-
tung eines Sonderverfahrens.

Resolution der Generalversammlung 2014

Auf dieser Grundlage erarbeiteten Deutschland und 
Brasilien einen neuen Resolutionsentwurf für die 
69. Generalversammlung. Er sollte die Vorjahresre-
solution um substanzielle Aspekte ergänzen und den 
Menschenrechtsrat zur Einsetzung eines Sonderver-
fahrens anregen. Konsultationen mit den Mitein-
bringern der Resolution vom Vorjahr zeigten große 
Zustimmung zu dem ambitionierten Entwurf.15 Die 
offenen Verhandlungen im Dritten Ausschuss fanden 
in einer deutlich sachlicheren Atmosphäre statt als 
im Vorjahr. Gleichzeitig wollten viele Delegationen 

die Resolution um neue Aspekte wie Internet-Verwal-
tung, Terrorismusbekämpfung oder das Datensam-
meln von Unternehmen erweitern. 

Die erbittertsten Kontroversen drehten sich um 
die Frage, ob Eingriffe in das Recht auf Privatheit am 
Verhältnismäßigkeitsprinzip zu messen seien, wie dies 
die Hohe Kommissarin16 ebenso wie der Sonderbe-
richterstatter für den Schutz der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten bei der Bekämpfung des Terroris-
mus17 vertreten hatten. Nachdem kritische Staaten 
dies zunächst vehement abgelehnt hatten, konnte die 
Verhältnismäßigkeit immerhin im Sinne eines Prüf-
auftrags in die Präambel aufgenommen werden. Ein 
weiterer Streitpunkt war, inwieweit die Abschöp-
fung von Metadaten – und eben nicht von inhaltli-
chen Daten – bereits einen Eingriff in die Privatheit 
bedeute. Letztlich fanden diese mit einem faktischen 
Hinweis auf die Gefahren ihrer Sammlung Erwäh-
nung. Widerstand gab es gegen die Idee, ein Sonder-
verfahren des Menschenrechtsrats anzuregen. Dies 
war allerdings die maßgebliche Forderung der NGOs, 
welche die Initiative wie im Vorjahr aktiv unter-
stützten.

   6  Redebeitrag auf dem Expertenseminar der Genfer Akademie für 

Humanitäres Völkerrecht und Menschenrechte, 24.2.2014, Genf.

   7  Als ›Five Eyes‹ wird die geheimdienstliche Zusammenarbeit von 

Australien, Großbritannien, Kanada, Neuseeland und USA bezeichnet.

   8  Vgl. den Bericht des UN-Sonderberichterstatters über die Förde-

rung und den Schutz des Rechts auf Meinungsfreiheit Frank La Rue, 

UN Doc. A/HRC/23/40 v. 17.4.2013 sowie den Bericht des UN-Sonder-

berichterstatters über die Förderung und den Schutz der Menschen-

rechte und Grundfreiheiten bei der Bekämpfung des Terrorismus 

Martin Scheinin, UN Doc. A/HRC/13/37 v. 28.12.2009.

   9  Bundesregierung, Acht-Punkte-Programm zum besseren Schutz der 

Privatsphäre, Berlin 2013.

10  UN Doc. A/HRC/RES/20/8 v. 5.7.2012.

11  Weiterführende Informationen zum Side Event ›How to Safeguard 

the Right to Privacy in the Digital Age‹ über: www.genf.diplo.de/cont 

entblob/3988374/Daten/3488653/20130920FlyerSideEventPrivatspha

ere.pdf; die Eröffnungsrede der Hohen Kommissarin: www.ohchr.org/

EN/NewsEvents/Pages/DisplayNews.aspx?NewsID=13758&LangID=E

12  UN-Dok. A/C.3/68/L.45 v. 1.11.2013.

13  Ägypten, Argentinien, Belgien, Belize, Benin, Bolivien, Bulgarien, 

Burkina Faso, Chile, Costa Rica, Dänemark, Ecuador, Estland, Finnland, 

Frankreich, Ghana, Griechenland, Guatemala, Indonesien, Irland, Island, 

Kolumbien, Korea (Demokratische Volksrepublik), Kroatien, Kuba, Lett-

land, Libanon, Liechtenstein, Luxemburg, Malaysia, Malta, Mexiko, 

Montenegro, Niederlande, Nicaragua, Norwegen, Österreich, Panama, 

Peru, Polen, Portugal, Russland, Serbien, Slowenien, Suriname, Spanien, 

Schweiz, Timor-Leste, Togo, Tunesien, Türkei, Ukraine, Ungarn, Uruguay, 

Zypern.

14  UN Doc. A/HRC/27/37 v. 30.6.2014.

15  UN Doc. A/C.3/69/L.26 v. 31.10.2014.

16  UN Doc. A/HRC/27/37 v. 30.6.2014.

17  UN Doc. A/69/397 v. 23.9.2014.
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schließlich mit geringfügigen Anpassungen zur An-
nahme vorgelegt werden konnte. 

Am 26. März 2015 nahm der Menschenrechts-
rat die Resolution24 im Konsens an. 64 Staaten ha-
ben sie mit eingebracht.25 Derzeit führt die ›Con-
sultative Group‹, eine Gruppe aus Vertretern der 
verschiedenen Regionalgruppen, Interviews mit aus-
gewählten Bewerbern für das zunächst für drei Jah-
re genehmigte Amt. Auf dieser Grundlage und auf 
Vorschlag seines Präsidenten wird der Menschen-
rechtsrat am Ende der Sommertagung im Juni 2015  
über die Besetzung entscheiden. 

Der oder die neue Sonderberichterstatter/in wird 
die internationale Debatte über das Recht auf Pri-
vatheit begleiten und dem Menschenrechtsrat sowie 
der Generalversammlung jährlich Berichte vorlegen. 
Es ist zu hoffen, dass in diesem Rahmen die notwen-
digen Impulse für einen zeitgemäßen und den digita-
len Herausforderungen gewachsenen Schutz des Men-
schenrechts auf Privatheit gesetzt werden.

Fazit

Das Mandat für den oder die Sonderberichterstat-
ter/in für das Recht auf Privatheit kann als Muster-
beispiel für eine erfolgreiche Reaktion des multila-
teralen Menschenrechtssystems auf eine Debatte von 
hoher Aktualität gelten. Die schwierigen Verhand-
lungen zeigten die Grenzen auf, in denen sich die 
Staaten als Akteure derzeit auf gemeinsame Grund-
sätze einigen können. Es ist daher richtig, dass die 
weitere Diskussion in die Hand einer versierten Per-
son gelegt wird, die größere Freiheit hat, die Lage 
nüchtern zu analysieren und sinnvolle Lösungsan-
sätze zu erarbeiten. Diese Überlegungen können ih-
rerseits durch weitere Resolutionsinitiativen im Rat 
aufgegriffen werden oder aber eine Rolle spielen, 
sollte  sich der Menschenrechtsausschuss zur Erarbei-
tung einer Neuauflage seiner Allgemeinen Bemer-
kungen zu Artikel 17 Zivilpakt entschließen.

Die Unterstützung für den schließlich gefunde-
nen Kompromiss18 war groß. 65 Staaten brachten den 
Entwurf zur Annahme im Dritten Ausschuss mit 
ein. Erneut gaben eine Reihe von Staaten Positions-
erklärungen ab19, um ihre Unterstützung zu bekun-
den oder ihre rechtliche Bewertung klarzustellen. Die 
Annahme der Resolution20 in der Generalversamm-
lung erfolgte am 18. Dezember 2014 im Konsens.

Das Mandat des Sonderberichterstatters

Nach dieser Weichenstellung in der Generalversamm-
lung trat die Zivilgesellschaft entschieden für ein 
Mandat ein, das die volle Bandbreite von Artikel 17 
Zivilpakt umfasste, während eine Reihe von Staa-
ten sich auch weiter für einen engen Fokus auf die 
Überwachungstätigkeit der ›Five Eyes‹ einsetzte. Der 
von Deutschland und Brasilien erarbeitete und in 
der inzwischen fest etablierten Genfer Kerngruppe 
abgestimmte Entwurf zielte auf ein umfassendes 
Mandat, ohne der Genese der Initiative untreu zu 
werden. Er trug wie die Resolutionen der General-
versammlung den Titel ›Recht auf Privatheit im digi-
talen Zeitalter‹, sah aber im operativen Teil einen 
›Sonderberichterstatter für das Recht auf Privat-
heit‹ ohne jede Einschränkung vor. Dafür enthiel-
ten die Präambel und die Aufgabenbeschreibung im 
operativen Teil zahlreiche Bezüge zu den Heraus-
forderungen, die das digitale Zeitalter an das Recht 
auf Privatheit stellt.

Parallel zu den informellen Staatenkonsultatio-
nen fanden bilaterale Gespräche statt mit den Dele-
gationen, die aufgrund ihrer bekannten nationalen 
Positionen eine besondere Rolle spielen würden – dar-
unter China, Großbritannien, Indien, Pakistan, Russ-
land, Saudi-Arabien, Südafrika und die USA, aber 
auch Unterstützer aus den Reihen der EU und der 
GRULAC.21 In der ersten Konsultation verschafften 
sich allerdings fast ausschließlich die Kritiker aus 
dem WEOG22-Lager mit ihrer grundsätzlichen, ge-
gen ein Sonderverfahren gerichteten Position Gehör.

Eine entscheidende Rolle spielte eine Unterstüt-
zungserklärung von 92 zivilgesellschaftlichen Or-
ganisationen weltweit.23 Wichtige Hilfe kam auch von 
Pakistan als Brückenbauer in das Lager der Gegner 
eines breiten Mandats, von wichtigen Partnern aus 
der EU, welche die Initiative unterstützten, wie auch 
von Russland und China, die Akzeptanz signalisier-
ten. Nunmehr erlangten die Befürworter eines Man-
dats ein kritisches Gewicht in den Verhandlungen, 
die sich von da an vor allem dessen Ausgestaltung 
zuwandten. Die USA, Großbritannien und andere 
setzten darauf, Referenzen zum digitalen Kontext 
in der Aufgabenbeschreibung des Mandatsträgers zu 
streichen. Dies war wiederum eine rote Linie für 
die Befürworter eines engen, auf digitale Aspekte aus-
gerichteten Mandats. Die Extrempositionen hielten 
sich dergestalt die Waage, dass der Ausgangstext 

18  UN-Dok. A/C.3/69/L.26/Rev.1 v. 19.11.2014.

19  Unter anderem Ägypten, Australien, Großbritannien, Kanada, Neu-

seeland, die Niederlande, Schweiz, Südafrika und die USA.

20  UN-Dok. A/RES/69/166 v. 18.12.2014.
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Eine Reihe von 
Staaten setzte  

sich für einen  
engen Fokus auf  

die Überwachungs-
tätigkeit der  

›Five Eyes‹ ein.

Die schwierigen 
Verhandlungen 

zeigten die Grenzen 
auf, in denen sich 

die Staaten als 
Akteure derzeit  

auf gemeinsame 
Grundsätze  

einigen können.


